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Sch I ichtunqsempfehlunq

Die Beteiligten streiten äber die Wirksamkeit von Preiserhöhungen der Bescfiwerdegegne-
rin und einen sich hieraus ergebenden Rückforderungsanspruch.

Die Beschwerdeftlhrerin schloss im Jahr 2010 einen Sonderkundenvertrag tlber die Belie-

ferung mit Gas bei der Beschwerdegegnerin ab. Hierbei wurde ein Arbeitspreis von zu-

nächst 3,81 CenUktA/h vereinbart. ln den Vertrag wurden die Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen der Beschwerdegegnerin einbezogen, die u. a. folgenden lnhalt hatten:

§ 5 Preis- und Bedingungsänderungen, Sonded<ündigungsrecht

(1) Änderungen des Erdgasprer§es werden jevwils zum Monatsäeglnn und erst

nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, die mindestens secäs Wochen vor der
beabsichtiglen Änderung eiolgen muss. [Die Beschwerdegegnerin] id verpfllchtet,

zu den beabslchtiglen Änderungen zeitgleich mlt der öffentlichen Bekanntgabe eine
biefliche Mitteilung an den Kunden zu verseden und die Änderungen auf ihrer ln-

te m et seite zu v e röffentl ich en.

(2) lm Falle einer Änderung des Erdgaspreises gemäß Abs. 1 Satz 1 steht dem

Kunden ein Sonderkündigungsrccht zu. Der KuNe ist bercchtigt, den Erdgasver-

trag mit einer Frist von einem Monat zum Wirksamwerden der Änderungen schrift-

lich zu kündigen.

(3) Änderungen der Edgasprarse gemäß Abs. 1 Satz 1 werden gegenüber demie-

nigen Kunden nicht wirksam, der bei einer fristgpmäßen Kündigung des Vertrages

die Einleitung eines Wechsels des Versorgerc durch entsprcchenden Veftrags-

schluss innerhalb eines Monats nach Zugang der Kündigung nachwei§..

lm Oktober 2010 informierte die Beschwerdegegnerin die Beschwerdeführerin äber eine

Preisanpassung von 0,72 CenUk\A/h zum 1. Dezember 2010. Eine weitere Preiserhöhung

um 0,83 Cent/kWh nahm die Beschwerdegegnerin zum 1. September 2011 vor. Die Be-

schwerdeführerin beanstandete diese Preiserhöhungen zunäcfrst nicht und kündigte den

Vertrag auch nicht außerordentlich

lm November 2013 begehrte die Beschwerdefrhrerin eine Rüc{<forderung in Höhe von
602,93 EUR, Die Preiserhöhungen zum 1. Dezember 2010 und zum 1. September 2011

seien im Hinblick auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) (Urteil

vom 31. Juli 2013, Vlll ZR 16A09, NJW 2013,22531und des Europäischen Gerichtshofs
(EUGH) (Urtei! vom 21. Mäz 2013, NJW 2013, 22531 als unwirksam anzusehen. Auf
Grundlage ihres Verbrauchs im Zeitraum 1. Dezember 2010 bis 31. August 2011 von
13.463 kWh und im Zeitraum vom 1. September 2011 bis 22. Oktober 2013 von 32.645
kWh ergäbe sich der vorgenannte Rückforderungsanspruch.
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Die Beschwerdegegnerin lehnt eine Rücl«zahlung ab. Die von Beschwerdeführerin ätierten
Urteile hätten die AVBGasV zur Grundlage gehabt. Der von der Beschwerdegegnerin ver-
vyendete Sondervertrag orientiere sich dagegen an der Nachfo§eregelung der GasGW
(dort § 5). Hierüber läge noch keine höchstrichterliche Rechtsprechung vor. lnsbesondere

die Wettbewerbssituation habe sich entscheidend geändert. lm GegensaE zu dem der
BGH- und EuGH-Rechtsprechung zugrunde liegenden Fallsei mittlerweile ein Wechsel zu

anderen Lieferanten problemlos möglich. Die Beschwerdeführerln habe von ihrem Son-

derkündigungsrecht keinen Gebraucfr gemacht. Das Schlichtungsverfahren sei im Übrigen

nach § 4 Abs. 3 der Verfahrensordnung der Schllchtungsstelle ungeeignet, da eine auf-
wändige Sachverhaltsauftlärung notwendig sei.

Nach hiesiger Ansicht sind die von der Beschwerdegegnerin seit dem 1. Dezembr 2010
vorgenommenen Preiserhöhungen unwirksam.

Zulässigkeit des Schllchtungsverfahrens

Zunächst entspricht die Antragstellung in formaler Hinsicht den Anforderungen, die sich

aus § 3 Abs. 3 SäEe 1 - 5 der Verfahrensordnung der Schlichtungsstelle Energie in der
Fassung vom 01. Juli 2013 - VerfO - ergeben. Insbesondere hat die Beschwerdeführerin

ihren Rückforderungsanspruch beziffert und begrilndet. Ob die von ihr unterbreitete Be-

rechnung rechnerisch richtig ist, ist keine Frage der Zulässigkeit des Antrages, sondem

betrifft allein dessen Begrtindetheit.

Auch steht § 4 Abs. 3 Buchst. f VerfO der Zulässigkeit nicht entgegen. Nach dieser Vor-

schrift findet ein Verfahren vor der Schlichtungsstelle Energie nicht statt, wenn das

Schlichtungsverfahren ungeeignet ist, insbesondere der Streitgegenstand eine kosten-
günstige und schnelle Einigung nicht eruvarten lässt. Nach Atrffassung der Schlichtungs-

stelle liegen die genannten Voraussetsungen typischenaeise dann vor, wenn der zur

Überprüfung gestellte Sachverhalt in tatsächlicher Hinsicht weiterer Auftlärung bedarf, die

- wie die Einholung eines Sachverständ§engutrachtens oder die Durchftihrung einer Be-

weisaufnahme durch Zeugenvernehmung - in dem schriftlichen Schlichtungsverfahren

nicht geleistet werden kann.

Demgegenüber wirft der vorliegende Fall in Bezug auf den zugrundeliegenden Sachverhalt

keine Sctrwierigkeiten auf. Folglich kann sich eine Unzulässigkeit aus dem genannten Ge-

sichtspunkt nicht ergeben.

Soweit auf die ,Komplexität des Themas Rückforderungsansprüche" vendesen wird, ist

zunächst einzuräumen, dass das Urteil des BGH vom 31. Juli 2013 in der Konsequenz

der Entscheidung des EuGH vom 21. März 2013 das Recht des Energievertriebs in einer
Weise beeinflusst hat, wie seit langen Jahren keine andere Entscheidung (so ausdrticklich:

Büdenbender, NJW 2013,3601/3607; auch Säcker/Mengering, BB 2013, 1859).
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Damit wird die außerordenüiche Bedeutung angesprochen, die sich für die Versorgungs-

untemehmen angesichts der hohen Zahl ihrer Strom- und Gaskunden ergibt. Daraus aller-

dings folgt nicht, dass dle Bewältigung der Rechtsfolgen unwirksamer Preisanpassuqgs-
klauseln im Sondervertragsbereich in juristischdogmatischer Hinsicht auch nach dem

rechtskräftigen Urteil des BGH als hoch schwier§ und komplex eingeschätzt werden

könnte. Melmehr sind mit dem Urteil die zentralen Grundentscheidungen in klarer Weise
getroffen. Es kann also nicht - mehr - die Rede davon sein, ein Schlichtungsantrag der

vorliegenden Art sei von rechtsgrundsätrlicher Bedeutung und deshalb für eine Schlich-

tung von vornherein nicht geeignet. Dle behauptete Komplexität besteht vielmehr in der

Frage der untemehmerisclr-wirtschaftlictren Verarbeitung der veränderten Rechtspre-

chung. Allein die Umstände einer groß,en Zahl paralleler Fälle und die daraus resultierende

schurcrwiegende wirtschaftlicfre Bedeutung der Gesamtrahl potentieller Rückforderungs-

begehren machen jedoch den einzelnen Rückforderungsantrag nicht ungeeignet ftlr elne

Schlichtung. Aus der Sicht der Schlichtungsstelle gilt eher das Gegenteil. Soll mit den §§
111 a und 111 b EnWG flir Energieverbraucher die Möglichkeit eröffnet werden, einen lü-

ckenlosen, kostengünstigen, einfachen und schnellen Rechtsschtttz ohne lnanspruchnah
me der Gerichte zu bekommen (vgl. Hirsch, NJW 2013, 208U2089), so gewinnt dieser

Grundgedanke noch gesteigerte Bedeuturp, wenn es darum geht, bereits vorhandene Er-

gebnisse der höchstrlchterlicfren Recfrtsprechung in der Vielzahl vergleichbarer Einzelfälle

umzuseEen. Den § 4 Abs. 3 Buchst. f VerO in der von der Beschwerdegegnerin vertrete-

nen Weise auszulegen und anzuwenden, würde deshalb dem höhenangigen Gesetzes-

recht des EnergiewirtschaftsgeseEes und des zugrundeliegenden europäischen Rechts

widersprechen.

Begründetheit

Die Prciserhöhungen sind auf der Grundlage von verschiedenen Preiserhöhungsklauseln

durchgeführt worden. Der Wortlaut dieser Bestimmungen entspricht in seinen maßgebli-

chen AbsäEen 1,2 und 3 dem Wortlaut von § 5 Abs. 2 und 3 Gasgrundversorgungsver-

ordnuqg - GasGW a.F. Auch wenn die Verfagsbedingungen damit identisch sind mit ei-

ner Rechtsnorm, ändert dies nichts an ihrem Reclrtscharakter als vertragliche @schäfts-
bedingung. Auf diese ist die vom BGH im Urteil vom 31. Juli 2013 (aaO) entwickelte

Rechtsprechung ohne Abstriche anzuurenden. Zwar ist die Entscheidung zu einer wort-

wörtlich dem § 4 Ab6. 2 AVBGasV entsprechenden allgemeinen Geschäftsbedingung er-

gangen, doch unterscheidet sich § 5 Abs. 2 und 3 GasGW unter den für den BGH ent-

scheidungsrelevanten, verbraucherscfruErecfitlicfien Aspekten in keiner Weise von § 4
Abs. 2 AVBGasV (so ausdrücklich Büdenbender aaO S. 3604). Beide Regelungen verset-

zen den Verbraucher nictrt in transparenterWeise in die Lage, zukilnft§e Preiserhöhungen

anhand klarer und verständlicher Kriterien zu prüfen. Sie sind deshalb, wenn sie als allge-

meine Geschäftsbedingungen verfaglich übemommen werden, wegen ihrer inhaltlichen

Su bstanzlosigkeit unwirksam.
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Dass die Begleitregelungen sich unterscheiden, ändert an diesem Befund nichts. Der
Mangel der Unwirksamkeit wird auch nicht dadurch kompensiert, dass der Beschwerde-
führerin ein Sondeftündigungsrecht eingeräumt worden ist. Zwar hat der BGH im Urteil
vom 31. Juli 2013 zur Frage einer Kompensation nicht entscfrieden (Rn.60 des amtlichen

EntscheidungsaMrucks), doch ist die Möglichkeit der Kompensation in einer vergleichba-
ren Konstellation von ihm bereits im Urteil vom 15. Juli 2009 (Vlll ZR 56/08 -BGHZ 182,

59) abgelehnt worden. lm Übrigen verliert der mit einer von ihm ftrr urnrvirksam gehaltenen

oder angezvueifelten Geschäftsbedingung konfrontierte Verbraucher nicht das Recht, die

Unwirksamkeit der Klause! geltend zu machen, wenn er die Vertragsbezlehung foE eines

ihm zustehenden Kündigungsrechts fortseEt. Dies gilt umso mehr, wenn er mit Recht be-

ltlrchten muss, bei anderen Anbietem gleichartige Klauseln vozufinden.

Kann die Unwirksamkeit der Preisanpassungsklausel, wie ebenfalls vom Bundesgerichts-
hof bereits entschieden, auch im Wege einer ergänzenden Vertragsauslegung nicht aus-
geglichen werden, so hat die Beschwerdeflihrerin den Preiserhöhungsbetrag ohne

Rechtsgrund geleistet. Dies hat zur Folge, dass sie ihn im Grundsats zurtic{verlangen
kann. Auf einen Wegrfall der Bereicherung gemäß § 818 Abs. 3 BGB kann die Beschwer-

degegnerin sich nicht berufen (vgl. Birdenbender aaO S. 3606 mit zahlreichen weiteren

Nachweisen).

Schl ichtu ngsvorschlag

a) Filr das Schlichtungsverfahren ist zu berücksichtigen, dass die feh§eschlagenen Preis-

erhöhungen zum 1. Dezember 2010 und 1. September 2011 auf allgemeinen Vertragsbe-
stimmungen der Beschwerdegegnerin beruhen, die diese im VerEauen auf die rechtliche

Validität einer normativen Bestimmung des Bundesrechts entnommen hat. Hinzu kommt,

dass diese ,Entlehnung" lrber viele Jahre unter dem Stichwort 
"Leitbildfunktion" 

die Billi-
gung des BGH gefunden hat. Zwar ändert dies an dem Bestehen eines Rückforderungs-

anspruchs nichts, docfi kann es im Schlichtungsverfahren mit einbezogen werden.

Mit der Schlichtung im Energiesektor steht der Bescfiurerdeführerin ein risikoloser, unkom-
plizierter und schneller Weg zur Verfolgung ihres fuisprudts zur Verfügung, der im Falle

des Zustandekommens einer Einigung Zeit, Nerven und Kostenrisiken spart. Das Zustan-
dekommen allerdings hängfi angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung des Rückforde'
rungsvolumens für die Energieversorgungsunternehmen von der Bereitschafi zu gegensei-

tigem Entgegenkommen bei beiden Streitbeteiligten ab. \Mlldie Beschwerdeführerin flir ihr
Rtlckzahlungsverlangen den Weg zur Zivi§ericfttsbarkeit vermeiden, so wird auch sie bei
der DurchseEung ihres Anspruchs Abstriche in Kauf nehmen mOssen. Dies erscheint fCtr

sie auch deswegen zumutbar, weil sie die vorgenommenen Preisefiöhungen zunächst
selbst nicht in Frage gestellt und auf die Ausübung des eingeräumten Sonderkändigungs-
rechts vezichtet hat. lm Rahmen der Schlichtung erscheint es deshalb sachgerecht, urenn

die Beschwerdegegnerin der Beschwerdeführerin zum Ausgleich des Rtlckforderungsan-
spruchs etwa 70% des Übezahlungsbetreges enrtattet. Dies betrifft im vorliegenden Fall

den Zeitraum vom 1. Dezember 2010 bis elnschließlich 22. Oktober 2013.



Unter Berücksichtigung der vorgenannten Erwägungen ergibt sich ein Rückforderungsan-

spruch für den Zeitraum 1. Dezember 2010 bis 22. Oktober 2013 von 609,93 EUR brutto
(13.463 kWh x 0,72 CenUkWh + 32.645 x 1,55 CenUkWh), wovon die Beschwerdegegnerin

70% mithin 422,05 EUR erstatten sollte.

Unter Abwägung der vorgetragenen Meinungen und in Würdigung der Rechtslage wird

daher empfohlen, dass sich die Beteiligten wie folgt einigen:

Berlin, den 1. April2014


